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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit einer Anfang 2014 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Tessin die
Bundesversammlung auf, die Strafrahmen für Gewalt und Drohung gegen Behörden
und Beamte (Art. 285 StGB) sowie für die Hinderung einer Amtshandlung (Art. 286
StGB) hinsichtlich ihrer Angemessenheit zu überprüfen. Im Jahr 2012 habe es gemäss
Zahlen des BfS in der Schweiz 2957 Fälle von Gewalt und Drohung gegen Beamte
gegeben – mehr als 90% davon gegen Polizeibeamte –, wohingegen zehn Jahre zuvor
nur gut 700 solche Fälle verzeichnet worden seien. Nicht zuletzt bei Sportanlässen
komme es immer wieder zu solchen Gefährdungen durch Hooligans. Weder das
Hooligan-Konkordat noch die nationale Kampagne gegen Gewalt an Ordnungskräften
entfalte ausreichende Wirkung, weshalb die Strafrahmen im Strafgesetzbuch auf ihre
Angemessenheit überprüft werden müssten. Die RK-SR unterstützte das Anliegen im
Januar 2015 einstimmig; ihre Schwesterkommission gab der Initiative im Juni mit 20 zu
0 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.06.2015
KARIN FRICK

Im Sommer 2017 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist für die Standesinitiative
des Kantons Tessin zur Überprüfung der Angemessenheit der Strafrahmen für Gewalt
und Drohung gegen Behörden und Beamte (Art. 285 StGB) sowie für die Hinderung
einer Amtshandlung (Art. 286 StGB) bis zur Sommersession 2019. Er folgte damit dem
einstimmigen Antrag seiner Rechtskommission. Die Umsetzung der Standesinitiative soll
mit der Revision des Besonderen Teil des Strafgesetzbuches koordiniert werden, wozu
schon länger eine Vorlage zur Harmonisierung der Strafrahmen in Aussicht gestellt
worden war. Durch eine vom Nationalrat gutgeheissene und beim Ständerat hängige
Kommissionsmotion der RK-NR wird dieser Stein voraussichtlich ins Rollen gebracht
werden. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK

Gleichzeitig mit der Standesinitiative 14.311 und der parlamentarischen Initiative 16.408
verlängerte der Ständerat in der Sommersession 2019 stillschweigend die
Behandlungsfrist für die Tessiner Standesinitiative zur Überprüfung der Strafrahmen
für Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte. Die geforderten Anpassungen
am Besonderen Teil des Strafgesetzbuches sollen im Rahmen der hängigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung geprüft werden. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.06.2019
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Wenn es bei über das Internet organisierten Demonstrationen – wie «Tanz dich frei»
2013 –  zu Sachbeschädigungen und Ausschreitungen kommt, steht die Polizei vor dem
Problem, dass die Urheber nur schwer zu fassen sind. Um diesem Problem abzuhelfen,
forderte eine Standesinitiative des Kantons Bern, dass die Anonymität von
Organisatoren, die über das Internet zu unbewilligten Demonstrationen und
Grossanlässen aufrufen, aufgehoben würde. Durch eine gerichtliche Anordnung soll den
Polizeibehörden die IT-Adresse der Organisatoren bekannt gegeben werden. Die
dadurch ermöglichte Zusammenarbeit zwischen Behörden und Organisatoren dient der
präventiven Gefahrenminimierung. Der Ständerat gab der Initiative zwar keine Folge,
unterstützte jedoch mit 31 zu 8 Stimmen ein ähnliches Postulat seiner
Sicherheitskommission (Po. 14.3672). Dieses beauftragt den Bundesrat bis Mitte 2015
mit der Ausarbeitung eines Berichts zu allfälligen Umsetzungsmöglichkeiten der
Standesinitiative. Ein Ordnungsantrag Rechsteiner (sp, SG) für die Rückweisung des
Geschäfts an die Kommission fand keine Mehrheit. Der Bundesrat selbst hatte das
Postulat abgelehnt. Da der Aufruf zu solchen Events an sich noch keinen
Straftatbestand darstelle, würde bei der Bekanntgabe der Adressen das
Verhältnismässigkeitsprinzip nicht gewahrt. Zudem wollte der Bundesrat zuerst die
Beratungen des BÜPF und des Nachrichtendienstgesetzes abwarten. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
NADJA ACKERMANN
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Nachdem der Ständerat im Jahr 2014 die Standesinitiative des Kantons Bern zur
Aufhebung der Anonymität von Organisatoren von Demonstrationen und
Grossveranstaltungen abgelehnt hatte, gab ihr im März 2016 auch der Nationalrat auf
Antrag seiner sicherheitspolitischen Kommission keine Folge. Die Kommission und der
Rat waren der Ansicht, dass die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit in
die Polizeihoheit der Kantone falle, weshalb in diesem Bereich die Kantone
gesetzgeberisch tätig werden müssten, sollten sie dies als nötig erachten. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
KARIN FRICK

1) Medienmitteilung RK-NR vom 26.06.2015; Medienmitteilung RK-SR vom 16.01.2015
2) AB SR, 2017, S. 467 f.; Kommissionsbericht RK-SR vom 25.04.2017
3) AB SR, 2019, S. 288 f.; Kommissionsbericht RK-SR vom 15.4.19
4) AB SR, 2014, S. 1291 ff.
5) AB NR, 2016, S. 533; Kommissionsbericht SiK-NR vom 26.01.2016
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